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Rhein-Kreis Neuss 
  

 
 

Neuss/Grevenbroich, 20.01.2017   
 

An die   
Mitglieder des Schulausschusses 
 
nachrichtlich: 
An die  

stv. Mitglieder des Schulausschusses  

und die Kreistagsabgeordneten,  
die nicht dem Schulausschuss angehören 

 
An den Landrat und die Dezernenten 

 

Einladung 
zur 9. Sitzung 

des Schulausschusses 
(XVI. Wahlperiode) 

am Montag, dem 06.02.2017, um 17:00 Uhr 

Kreishaus Grevenbroich 
Kreissitzungssaal (1. Etage) 

Auf der Schanze 4, 41515 Grevenbroich 
(Tel. 02181/601-2171 und -2172) 

TAGESORDNUNG:  
 

Öffentlicher Teil: 
 

 1.   Feststellung der ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der 
Beschlussfähigkeit 

 

   
 2.   Sachstandsbericht zur Umsetzung des Landesprogramms 

"Gute Schule 2020" 
Vorlage: 40/1847/XVI/2017 

 

   
 3.   Vorstellung des neuen pädagogischen Leiters des 

Medienzentrums 
Vorlage: 40/1850/XVI/2017 

 

   
 4.   Fortführung der Produktionsschule 

Vorlage: 40/1852/XVI/2017 
 

   
 5.   Regionales Bildungsnetzwerk 

Vorlage: 40/1853/XVI/2017 
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 6.   Inklusionsassistenz im offenen Ganztag 

Vorlage: 40/1849/XVI/2017 
 

   
 7.   Schülerzahlen im Rhein-Kreis Neuss (Schuljahr 2016/2017) 

Vorlage: 40/1838/XVI/2017 
 

   
 8.   Bildungs- und Studienkompass (Antrag der 

Kreistagsfraktionen von CDU und FDP) 
Vorlage: 40/1851/XVI/2017 

 

   
 9.   Newsletter für Ausbildung und Schule (Antrag der 

Kreistagsfraktionen von CDU und FDP) 
Vorlage: 40/1854/XVI/2017 

 

   
 10.   Mitteilungen  
   
 11.   Anfragen  
   

Nichtöffentlicher Teil: 
 

 1.   Mitteilungen  
   
 2.   Anfragen  
   

 
 
 
Rainer Schmitz 
Vorsitzender 
 
Für die Vorbesprechungen stehen den Fraktionen in der Zeit von 16.00 - 17.00 Uhr folgende 
Räume im Sitzungsbereich des Kreishauses Grevenbroich zur Verfügung: 
 
CDU-Fraktion: Besprechungsraum V/VI 

 1. Etage 

 02181/601-2050/2060 

 

SPD-Fraktion: Besprechungsraum I 

 Erdgeschoss 

 02181/601-2110 

 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Besprechungsraum IV 

 Erdgeschoss 

 02181/601-2140 

 
Parkplätze stehen in der Tiefgarage des Kreishauses Grevenbroich, Einfahrt "Am Ständehaus", zur Verfügung. 

 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Parken auf dem Rondell vor dem Haupteingang des 

Kreishauses Grevenbroich nicht gestattet ist!  
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  19.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1847/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Sachstandsbericht zur Umsetzung des Landesprogramms "Gute Schule 
2020" 
 

Sachverhalt: 

Das Land NRW wird über das Programm „Gute Schule 2020“ den kommunalen Schulträgern 
in den Jahren 2017 – 2020 insgesamt 2,0 Mrd. € zur Stärkung der Schulinfrastruktur zur 
Verfügung stellen. Die Mittel können sowohl für den Ausbau der digitalen Infrastruktur als 
auch für Baumaßnahmen (Bauunterhaltung oder Investitionen) verwendet werden. 
 
Dem Rhein-Kreis Neuss werden für seine 4 Berufskollegs und 7 Förderschulen in den Jahren 
2017 – 2020 jährlich bis zu 1.858.760 € zur Verfügung stehen, insgesamt 7.435.039 €. Es 
handelt sich um Kreditkontingente. Nicht in Anspruch genommene Kontingente eines 
Kalenderjahres werden einmalig in das folgende Kalenderjahr übertragen. Werden sie auch 
in dem Folgejahr nicht in Anspruch genommen, verfallen sie. Zinsen und Tilgung werden 
vom Land übernommen.  
 
Als Grundlage für das Landesprogramm „Gute Schule 2020“ hat der Landtag hat am 
15.12.2016 das Gesetz zur Stärkung der Schulinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen 
beschlossen (Anlage 1). Förderrichtlinien liegen derzeit noch nicht vor. Einzelheiten enthält 
der beigefügte Förderrundbrief Nr. 39 der NRW.BANK (Anlage 2). 
 
Der Schulausschuss hatte in seiner Sitzung am 06.10.2016 unter dem TOP Ö 11 
(Digitalisierung der Kreisschulen – Antrag der SPD-Kreistagsfraktion und Anfragen der 
Kreistagsfraktionen von CDU und FDP sowie der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen) 
auch über die Umsetzung des Landesprogramms „Gute Schule 2020“ an den Kreisschulen 
beraten und die Verwaltung beauftragt, 
 

1. für die geltenden und zukünftigen Haushalte im Benehmen mit den Schulen für jede 

Schule in der Trägerschaft des Rhein-Kreises Neuss ein Investitionsprogramm, 

differenziert nach Internetanbindung, den Ausbau von Netzwerkstrukturen (W-LAN-

Netz), Softwareprodukten sowie der Beschaffung von Smartboards und mobilen 

Endgeräten vorzulegen, 

Ö  2Ö  2
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2. für die Investitionen ein pädagogisches Konzept der jeweiligen Schule einzufordern 

und, soweit erforderlich, die notwendigen Fördermittel zu akquirieren, 

3. die haushaltsrechtlichen Bestimmungen bei der Aufnahme von Darlehen zu beachten. 

Die Verwaltung hat daraufhin die Umsetzung des Landesprogramms „Gute Schule 2020“ mit 
allen Schulen sowie mit den zuständigen Fachämtern für Gebäudewirtschaft (Amt 65) sowie 
für Informations- und Telekommunikationstechnologie (ZS 4) erörtert. Aufgrund der 
Bedarfsmeldungen aus den Schulen haben die Ämter 65 und ZS 4 die voraussichtlichen 
Kosten kalkuliert. Es handelt sich um eine grobe, überschlägige Kostenermittlung, zum Teil 
über Kennzahlen aus vergleichbaren Projekten. Genauere Zahlen können erst nach 
differenzierter Festlegung der Maßnahmen und exakter Vorplanung in den jeweiligen 
Objekten mit Hilfe von Fachingenieuren ermittelt werden. Im Ergebnis summieren sich die 
voraussichtlichen Kosten für den von den Schulen gemeldeten Bedarf (Ausbau der digitalen 
Infrastruktur und weitere Baumaßnahmen) auf rund 9,4 Mio €. Die Kosten übersteigen somit 
die in den Jahren 2017-2020 bereit stehenden Fördermittel um rund 2 Mio €. 
 
Da eine Priorisierung der gemeldeten Einzelmaßnahmen erforderlich ist, schlägt die 
Verwaltung vor, im Jahr 2017 mit dem Ausbau der digitalen Infrastruktur folgender Schulen 
zu beginnen: 
 
BBZ Neuss-Hammfeld: 1.173.300 € 
Mosaik-Schule:    115.200 € 
Sebastianus-Schule:    138.950 € 
Schule am Nordpark:    228.600 € 
Michael-Ende-Schule:    201.500 € 
Summe:           1.857.550 € 
 
In den Folgejahren soll jeweils eines der anderen Berufskollegs schwerpunktmäßig 
ausgebaut werden. Hinzu kommen der digitale Ausbau der übrigen Förderschulen und die 
weiteren Baumaßnahmen, soweit die Fördermittel dies zulassen. Die dargestellte 
Vorgehensweise ermöglicht es, den Ressourceneinsatz auf eine begrenzte Anzahl von 
Maßnahmen, die gleichzeitig durchzuführen sind, zu konzentrieren und dabei die 2017 
verfügbaren Fördermittel auszuschöpfen. Das vorgeschlagene Investitionsprogramm für 
2017 ist als Anlage 3 beigefügt.  
 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 21.12.2016 einstimmig den folgenden Beschluss 
gefasst: 
 

1. Der Kreistag beauftragt die Verwaltung, vorbehaltlich der gesetzlichen Grundlage und 
unter Beachtung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen, auf der Basis des 
vorliegenden Investitionsprogramms beim Land NRW für das Jahr 2017 einen Antrag 
auf Förderung aus dem Landesprogramm „Gute Schule 2020“ zu stellen. 

 
2. Der Investitionsbedarf aus Fördermitteln des Programms „Gute Schule 2020“ für das 

Jahr 2017 im BBZ Neuss-Hammfeld sowie in der Mosaik-Schule, der Sebastianus-
Schule, der Schule am Nordpark und der Michael-Ende-Schule wird bestätigt. 

 
3. Die Verwaltung wird gebeten, über den Fortgang der Maßnahme im Schulausschuss 

zu berichten. 
 

Zur Umsetzung des Programms „Gute Schule 2020“ haben die Landesregierung und die 
kommunalen Spitzenverbände eine gemeinsame Erklärung unterzeichnet, die als Anlage 4 
beigefügt ist. 
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Die Umsetzung im Rhein-Kreis Neuss wird zurzeit zwischen den beteiligten Fachämtern 
abgestimmt. Die Verwaltung wird in der Sitzung über den Sachstand berichten. 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 
 

Anlage 1 - Gute Schule 2020 Gesetz 12.2016 
Anlage 2 - Gute Schule 2020 Förderrundbrief Nr. 39 NRW.BANK 
Anlage 3 - Gute Schule 2020 Investitionsprogramm 2017 
Anlage 4 - Gute Schule 2020 Gemeinsame Erklärung 12.2016 
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„Schule in der digitalen Welt“ 

 

 

Gemeinsame Erklärung der Landesregierung, des Städtetages NRW,  

des Landkreistages NRW und des Städte- und Gemeindebundes NRW  

zur Umsetzung des Programms „Gute Schule 2020“ 

 

 

„Stadt und Land - Hand in Hand“, unter diesem Motto hat sich in Nordrhein-Westfalen seit dem 

Jahr 2000 ein Verständnis gemeinsamer Bildungsverantwortung von Land sowie Städten, Krei-

sen und Gemeinden entwickelt, das Grundlage für eine gemeinsame, erfolgreiche und nachhal-

tige Gestaltung der Förderung von Medienkompetenz in den Schulen in Nordrhein-Westfalen 

ist. In verabredeter Arbeitsteilung und Anerkennung der jeweiligen Zuständigkeiten haben die 

Partner dieser Erklärung Schritt für Schritt wichtige Entwicklungen ermöglicht. Diese erfolgrei-

che Zusammenarbeit soll unter Beachtung der Aufgabenzuweisung, der kommunalen Selbst-

verwaltung und der finanziellen Leistungsfähigkeit der Partner zunächst für den Zeitraum bis 

2020 fortgesetzt und intensiviert werden. 

Herausforderungen der Digitalisierung für Land und Kommunen 

Die Erfassung aller Lebensbereiche durch die Digitalisierung stellt große Herausforderungen für 

alle Verantwortlichen des Bildungssystems dar. Immer schnellere Innovationsschübe erfordern 

Anpassungen und Veränderungen. Die Wirtschaft im weltweiten Wettbewerb benötigt hochqua-

lifizierte Fachkräfte mit verändertem Qualifikationsprofil. Das Alltagsleben ist mittlerweile umfas-

send von der Digitalisierung geprägt. Das Bildungssystem muss hierfür die notwendigen Vo-

raussetzungen schaffen und dabei Teilhabe und Mündigkeit für alle Heranwachsenden sowie 

besonders Chancengerechtigkeit für jedes einzelne Kind ermöglichen. 

 

Dabei steht eine umfassende Medienkompetenz der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwach-

senen im Mittelpunkt. Sie ist übergreifende Schlüsselkompetenz und Kulturtechnik für die Teil-

habe an Wissen und Kommunikation, für gesellschaftliche Partizipation und berufliche Entwick-

lung, ohne den bestehenden Bildungskanon zu ersetzen. Bei der Entwicklung der Medienkom-

petenz der Schülerinnen und Schüler sollen die Chancen wie auch die Risiken der Mediennut-

zung beachtet werden. 

 

Hierbei sind alle politischen Ebenen – Bund, Länder und Kommunen – gefordert. Gemeinsames 

Handeln ist auch deswegen besonders wichtig, da Nordrhein-Westfalen im bundesweiten Wett-

bewerb mit anderen Ländern steht. 

 

Land und Kommunen begrüßen deshalb ausdrücklich, dass der Bund angekündigt hat, sich an 

der gemeinsamen Bewältigung der Herausforderung des Lernens in der digitalen Welt zu betei-

ligen. Sie erwarten vom Bund ein zusätzliches, die Anstrengungen in Nordrhein-Westfalen er-

Ö  2Ö  2
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gänzendes, finanziell angemessenes und nachhaltiges Engagement für den Ausbau der IT-

Infrastruktur in den Schulen. 

„Gute Schule 2020“  

Um die Chancen für ein erfolgreiches Lernen in der digitalen Welt für alle Kinder und Jugendli-

chen zu gewährleisten, werden Land und Kommunen ihre Anstrengungen in den nächsten Jah-

ren deutlich verstärken. Damit 2020 möglichst alle Kinder und Jugendlichen auch in der digita-

len Welt die gleichen Lernchancen haben, sollen Schulen und Unterricht gemeinsam weiterent-

wickelt werden. 

 

Das Land stellt mit dem Programm „Gute Schule 2020“ den Kommunen für die nächsten vier 

Jahre 2 Mrd. Euro über die NRW.BANK zur Verfügung. Die Kooperationspartner treten dafür 

ein, diese Mittel insbesondere auch für die Verbesserung der digitalen Infrastruktur der Schulen 

einzusetzen. Diese ist die Grundlage für das gelingende Lernen mit digitalen Medien. 

Handlungsfelder und Ziele 

In den folgenden vier Handlungsfeldern streben das Land Nordrhein-Westfalen und die kom-

munalen Schulträger gemeinsame Ziele an und stellen dafür im Rahmen ihrer finanziellen Mög-

lichkeiten und bei Beachtung der haushaltsrechtlichen Souveränität der Kommunen und des 

Landtags die erforderlichen Ressourcen bereit. Zu den nachfolgenden Handlungsfeldern wird 

eine gegenseitige Abstimmung und Kooperation in einem Beirat „Schule in der digitalen Welt“ 

unter Moderation und Geschäftsführung der Medienberatung NRW verabredet. 

 

In diesem Beirat werden auch Handreichungen und Orientierungshilfen zur Ausstattung der 

Schulen erörtert. Der Beirat wird keine rechtlich verbindlichen Standards setzen, sondern sinn-

volle und zukunftsträchtige Elemente der Ausstattung der Schulen für das Lernen mit digitalen 

Medien aufzeigen, die die kommunalen Schulträger und Schulen in ihrer Arbeit unterstützen. 

Der Stand der gemeinsamen Zielerreichung wird Ende 2018 evaluiert. 

1. Medienkompetenz / Curriculare Entwicklung 

Medienkompetenzen und digitale Anwenderkompetenzen sind Lernkompetenzen, die in allen 

Fächern gefördert werden müssen. 

 

 NRW wird schrittweise in allen Lehr- und Bildungsplänen, beginnend mit der Grundschule, 

die Kompetenzen einbeziehen, die für eine aktive, selbstbestimmte Teilhabe in der digitalen 

Welt erforderlich sind. Dieses wird nicht über ein eigenes Curriculum für ein eigenes Fach 

umgesetzt werden, sondern als integrativer Teil der Curricula aller Fächer. 

 Alle Schulen erstellen verbindlich ein Medienkonzept: die Grundschulen bis zum Schuljah-

resende 2018/2019, die Schulen der Sekundarstufen bis Ende des Schuljahres 2019/2020. 

16



 3 von 5 

Grundlage für die Medienkonzepte ist der Medienpass NRW1, der in seinem Orientierungs-

rahmen ein breites Verständnis von Medienkompetenz formuliert. 

 Kommunale Bildungs- und Kultureinrichtungen als Bildungspartner der Schulen – wie insbe-

sondere Medienzentren, Bibliotheken, Archive, Volkshochschulen und Museen – arbeiten im 

Rahmen ihrer Möglichkeiten an der systematischen Förderung von Medienkompetenzen mit 

eigenen Angeboten mit. Sie erhalten perspektivisch das Angebot, an LOGINEO NRW2 – ei-

ner webbasierten Basis-IT-Infrastruktur für alle Schulen in Nordrhein-Westfalen – ange-

schlossen zu werden. 

2. Infrastruktur und IT-Ausstattung 

„Pädagogik vor Technik“ ist der bewährte Grundsatz für die Ausstattung der Schulen. Die Medi-

enkonzepte der Schulen bilden die Grundlage für die Ausstattungsentscheidungen des Schul-

trägers im Rahmen der Medienentwicklungsplanung. 

 

 Der Breitbandausbau in Nordrhein-Westfalen muss auf der Grundlage der aktuellen Förder-

programme in drei Punkten ergänzt werden: Um die gezielte Anbindung aller ca. 6.000 Schu-

len, perspektivisch um den Anschluss an Glasfasernetze sowie um eine spezifische Schul-

trägerberatung. 

 Die Schulträger berücksichtigen den Breitbandanschluss der Schulen im Rahmen ihrer Me-

dienentwicklungsplanung.  

 Die Provider in Nordrhein-Westfalen werden zur Mitwirkung an dem Ziel „Anschluss aller 

Schulen an ein leistungsfähiges Breitband“ eingeladen. 

 Die Schulgebäude sollen mit leistungsfähigem WLAN ausgestattet werden, damit Internet-

anwendungen flexibel durch Lehrerinnen und Lehrer und Schülerinnen und Schüler genutzt 

werden können. 

 Die in der Schule vorhandenen Geräte können ergänzt werden durch die Benutzung privater 

Geräte von Lehrerinnen und Lehrern und Schülerinnen und Schülern. Dabei sind insbeson-

dere Aspekte der sozialen Teilhabe und rechtliche Rahmenbedingungen zu beachten. 

 Mit dem Einsatz von LOGINEO NRW schaffen Land und Kommunen einen Vertrauensraum 

im Internet für alle Schulen, der den strengen Regeln des Datenschutzrechts entspricht. Bis 

zum Jahr 2020 erhalten alle Schulträger für ihre Schulen ein Angebot zum Einsatz von LO-

GINEO NRW. 

 Die 2008 gemeinsam erarbeitete Support-Vereinbarung
3
 zur einvernehmlichen Regelung der 

arbeitsteiligen Zuständigkeit für Wartung und Pflege der IT-Ausstattung in den Schulen bleibt 

weiter gültig und wird angepasst. 

3. Digitale Lernmittel 

Digitale Lernmittel schaffen mehr Vielfalt im Unterricht, erweitern die Lernwelten der Schülerin-

nen und Schüler. Vielfältige Lernmittel verbessern damit die Möglichkeit, die Qualität von Unter-

                                            
1 www.medienpass.nrw.de 
2 www.logineo.nrw.de 
3 www.medienberatung.schulministerium.nrw.de/Medienberatung-NRW/Publikationen/it_support_vereinbarung_kommunal.pdf 
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richt zu verbessern und individuelle Lernwege in heterogenen und inklusiven Lerngruppen zu 

ermöglichen. 

 

 Es wird angestrebt, dass 2020 jede Schülerin und jeder Schüler Zugang zu digitalen Lernmit-

teln in der Schule und im Internet hat. 

 Das Land Nordrhein-Westfalen stellt mit der learn:line NRW
4 

den Zugang zur Vielfalt hoch-

wertiger digitaler Lernmittel ausgewählter, vertrauenswürdiger Anbieter bereit. Über 30.000 

digitale Lernmittel ergänzen damit das Schulbuch. Die learn:line NRW wird systematisch er-

weitert und verbindlich Teil von LOGINEO NRW. 

 In Kooperation mit dem Bund und den anderen Ländern wird Nordrhein-Westfalen den direk-

ten Zugang auch zu den Lernmitteln der Lernplattformen der anderen Länder erarbeiten, um 

das qualitative hochwertige Angebot an Lernmitteln noch deutlich zu erhöhen. 

 Mit EDMOND NRW
5 

stellen die Schulträger kostenpflichtige, hochwertige digitale Lernmittel 

online über ihre Medienzentren bereit. Auch EDMOND NRW wird systematisch erweitert und 

über LOGINEO NRW verfügbar gemacht. 

 Nordrhein-Westfalen erprobt Prototypen digitaler Schulbücher. Die Schulbuchverlage sind 

eingeladen und aufgefordert, sich daran zu orientieren und zunehmend digitale Schulbücher 

bereitzustellen. Das Land unterstützt die Kommunen darin, mit den Schulbuchverlagen zu 

Rahmenvereinbarungen zur Bereitstellung von digitalen Schulbüchern zu kommen. 

 Das Land richtet in Zusammenarbeit mit den Schulbuchverlagen ein neues Verfahren zur 

Zulassung von analogen und digitalen Lernmitteln im Schuljahr 2016/2017 ein. 

4. Beratung und Qualifizierung 

Die Förderung von Medienkompetenz und der dafür notwendige Ausbau digitaler Lernmöglich-

keiten an den Schulen werden durch Beratung und Qualifizierung auf verschiedenen Ebenen 

unterstützt. 

 

 Zur landesweiten Infrastrukturberatung wird das Land in Kooperation mit dem Breitbandbüro 

NRW6 ein Schul-Team einrichten, das eng mit der Medienberatung NRW zusammenarbeiten 

wird.  

 Die Medienberatung vor Ort in den Kompetenzteams wird seit Sommer 2016 durch das Land 

auf 60 Stellen mehr als verdoppelt. Damit stehen den Schulen und den Schulträgern erheb-

lich verstärkte Beratungskompetenzen zur Verfügung. Das unterstützt die Medienkonzept-

entwicklung in den Schulen, die Medienentwicklungsplanung der Schulträger, die Einführung 

von LOGINEO NRW und die Zusammenarbeit der Kompetenzteams mit den kommunalen 

Bildungs- und Kultureinrichtungen. 

 Die Schulträger können diese Intensivierung der Beratung durch Bereitstellung entsprechen-

der sächlicher Ressourcen, die Stärkung von Medienzentren, Aufbau lokaler Unterstüt-

zungsnetzwerke und Nutzung der Regionalen Bildungsnetzwerke für die Förderung der Me-

dienkompetenz unterstützen. 

                                            
4 www.learnline.schulministerium.nrw.de 
5 www.edmond-nrw.de 
6 www.breitband.nrw.de 
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 Im Rahmen der staatlichen Lehrerausbildung wird die Nutzung digitaler Medien für alle 

Nachwuchslehrkräfte ab 2019 verpflichtend. In den Zentren für schulpraktische Lehrerausbil-

dung (ZfsL) des Landes wird hierfür die benötigte digitale Infrastruktur aufgebaut. Parallel 

werden die ausbildungsfachlichen Konzepte entwickelt und die Seminarausbilderinnen und 

Seminarausbilder qualifiziert. 

 In der Lehrerfortbildung in den lokalen Kompetenzteams wird schrittweise die Qualifizierung 

der Fachmoderatorinnen und Fachmoderatoren für die Förderung der Medienkompetenz in 

ihrem Fachunterricht ausgebaut und durchgeführt. Das Land wird seine Fortbildungsangebo-

te für Lehrkräfte mit begleitenden E-Learning-Angeboten ergänzen und verstärken. 

Medienberatung NRW 

Die Medienberatung NRW als gemeinsame Einrichtung des Ministeriums für Schule und Wei-

terbildung und der beiden Landschaftsverbände Rheinland und Westfalen-Lippe für die kom-

munalen Schulträger nimmt ihre Aufgabe auf Dauer wahr. 

 

Es wird geprüft, ob für diesen Bereich erfolgreicher staatlich-kommunaler Zusammenarbeit und 

weitere Bereiche im Bildungssektor eine gemeinsame Struktur entwickelt werden kann. 

 

 

Düsseldorf, den 20.12.2016 

 

 

 

Für das Land: 

 

 

_______________________ 

 

Sylvia Löhrmann 

Ministerin für Schule und Weiterbildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

 

 

Für die kommunalen Spitzenverbände: 

 

 

_______________________ _______________________ _______________________ 

Verena Göppert   Dr. Martin Klein   Claus Hamacher 

ständige Stellv. des  Hauptgeschäftsführer  Beigeordneter 

Hauptgeschäftsführers  Landkreistag NRW  Städte- und  

Städtetag NRW        Gemeindebund NRW 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  19.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1850/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Vorstellung des neuen pädagogischen Leiters des Medienzentrums 
 

Sachverhalt: 

Zum Schuljahr 2015/2016 hat Herr Marc Albrecht-Hermanns sein Amt als pädagogischer 
Leiter des Medienzentrums angetreten. 
 
Nach der gemeinsamen Erklärung der Landesregierung und der kommunalen 
Spitzenverbände vom Dezember 2016 (s. TOP 2, Anlage 4) zählt die Medienkompetenz zu 
den zentralen Handlungsfeldern des Landesprogramm „Gute Schule 2020“: „Die Förderung 
von Medienkompetenz und der dafür notwendige Ausbau digitaler Lernmöglichkeiten an den 
Schulen werden durch Beratung und Qualifizierung auf verschiedenen Ebenen unterstützt“ 
(Gemeinsame Erklärung, S. 4). 
 
Herr Albrecht-Hermanns wird sich und die Aufgabe der Medienberatung in der Sitzung 
vorstellen. 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
 
 

 

Ö  3Ö  3
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  19.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1852/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Fortführung der Produktionsschule 
 

Sachverhalt: 

Von 2005 bis 2015 wurde im Rhein-Kreis Neuss das Werkstattjahr angeboten.  
 

Lehrgangsjahr Angebotene Plätze im RKN 

2012 / 2013 96 Werkstattjahrplätze 

2013 / 2014 89 Werkstattjahrplätze 

2014 / 2015 54 Werkstattjahrplätze 

2015 / 2016 36 Produktionsschulplätze (SGB VIII) 

2016 / 2017 36 Produktionsschulplätze (SGB VIII) 

Planung 2017/2018 36 Produktionsschulplätze (SGB VIII) 

 
Im Rahmen des Landesprogramms KAoA (Kein Abschluss ohne Anschluss) wurde seit dem 
Schuljahr 2014/2015 das Programm Produktionsschule.NRW als Nachfolgemaßnahme für das 
Werkstattjahr etabliert.  
Die Produktionsschule richtet sich an Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus drei 
unterschiedlichen Rechtskreisen: 
> für den Rechtskreis SGB II: sogenannte „sinnstiftende produktionsorientierte  
   Tätigkeiten“ gemäß §16 SGB II in Verbindung mit §45 SGB III  
> für den Rechtskreis SGB III: „Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen mit 
   produktionsorientierten Ansatz“, sogenannte „BvB-pro“-Maßnahmen 
> für den Rechtskreis SGB VIII: Förderangebote entsprechend §13 des Kinder- und  
   Jugendhilfegesetzes. 
 
Die Plätze in Produktionsschulen nach SGB VIII sollen besetzt werden mit 

 jungen Menschen mit fehlender Ausbildungsreife und Defiziten im erzieherischen 
Bereich und/oder multiplen Problemlagen, 

 jungen Menschen, die weder ausbildungsreif noch berufsorientiert sind, 
 jungen Menschen mit fehlender Ausbildungsreife, die aber berufsorientiert sind, 

 ausbildungsreifen, aber nicht berufsgeeigneten jungen Menschen, 

Ö  4Ö  4
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 ausbildungsreifen, berufsgeeigneten, aber lernbeeinträchtigten und/oder sozial 
benachteiligten jungen Menschen, 

 jungen Menschen mit eingeschränkten Vermittlungsperspektiven 
(Marktbenachteiligte), 

 (schwerbehinderten) Rehabilitanden (z. B. lernbehinderte Menschen, geistig 
behinderte Menschen, körperlich und mehrfach behinderte Menschen, sehbehinderte 
Menschen, sprachbehinderte Menschen, hörbehinderte Menschen, psychisch 
behinderte Menschen)  

 
Zwei Drittel der Kosten für die Durchführung der Produktionsschule werden vom Ministerium 
für Arbeit, Integration und Soziales (MAIS) des Landes NRW und dem ESF (Europäischer 
Sozialfonds) finanziert und ein Drittel obliegt dem Kofinanzierer des entsprechenden 
Rechtskreises. 
 
In den Lehrgangsjahren 2014/2015, 2015/2016 und 2016/2017 wurden jeweils 18 Plätze im 
Rechtskreis SGB II vom Jobcenter Rhein-Kreis Neuss kofinanziert. Die Agentur für Arbeit 
stand nicht als Kofinanzierer für den Rechtskreis SGB III in den letzten Schuljahren zur 
Verfügung. 
Im Lehrgangsjahr 2015/2016 sowie 2016/2017 konnten jeweils 36 Produktionsschulplätze für 
den Rechtskreis SGB VIII im Rhein-Kreis Neuss angeboten werden. Dieses wurde durch die 
Kofinanzierung der Produktionsschule aus Mitteln des Kreishaushaltes möglich.  
 
Der Erfahrungsbericht der Trägergemeinschaft Kolping-Bildungswerk Neuss und 
Berufsförderungszentrum Schlicherum über die Produktionsschule im SGB VIII der 
Lehrgangsjahre 2015/2016 sowie 2016/2017 zeigt, dass die Zwischenbilanz nach den ersten 
drei Monaten der Durchführung der Produktionsschule positiv ausfällt. Laut ihrer 
Einschätzung ist die Motivation der Teilnehmer sehr hoch, was auf den betriebsnahen und 
produktionsorientierten Ansatz der Maßnahme sowie auf die Freiwilligkeit der Teilnahme 
zurückzuführen ist. Die 36 zur Verfügung stehenden Plätze sind ausgelastet.  
 
 

Gemeinden 
2016/2017 

anteiliges 
Platzkontingent  
je Stadt 

  Kolping                                                                
  - Lager/Handel                      
 -Farbe/Raum-
gestaltung 

   BfZ Schlicherum                   
   - Holz                                     
   - Haar-/   Körperpflege 

Dormagen 6 0 2 

Grevenbroich 6 6 3 

Jüchen 2 0 0 

Kaarst 3 1 0 

Korschenbroich 2 1 1 

Meerbusch 4 0 3 

Neuss 12 10 8 

Rommerskirchen 1 0 1 

GESAMT 36 18 18 

 
 
Aufgrund der bisher sehr positiven Erfahrungen mit der Produktionsschule.NRW im 
Rechtskreis SGB VIII im Rhein-Kreis Neuss, wünscht sich die Trägergemeinschaft Kolping-
Bildungswerk Neuss und Berufsförderungszentrum Schlicherum eine Fortführung der 
Produktionsschule.NRW im Lehrgangsjahr 2017/2018. Es ist davon auszugehen, dass auch 
im Lehrgangsjahr 2017/2018 die 36 Produktionsschulplätze ausgelastet sein werden. 
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Die Kommunale Koordinierung geht davon aus, dass das Ministerium für Arbeit, Integration 
und Soziales NRW voraussichtlich erneut die Produktionsschule.NRW im Schuljahr 2017/2018 
nach den drei bisherigen Rechtskreisen fördern wird. 
 
Im Doppelhaushalt des Rhein-Kreises Neuss für die Kalenderjahre 2016 und 2017 wurde die 
Kofinanzierung der Produktionsschule nach SGB VIII für das Schuljahr 2016/2017 durch den 
Rhein-Kreis Neuss gesichert. Mittel zur Kofinanzierung ab Beginn des Schuljahres 2017/2018 
müssen als überplanmäßiger Aufwand im Haushaltsjahr 2017 zur Verfügung gestellt werden, 
wenn der Rhein-Kreis Neuss wie in der Vergangenheit für die Jugendämter im Kreisgebiet die 
Aufgabe fortführen soll. Die Kosten betragen für die Monate September bis Dezember 2017 
43.200 €. 
 

Ein Produktionsschulplatz wird mit 900 €/Teilnehmer/Monat veranschlagt. Davon finanziert 
das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales (MAIS) 600 € aus Landes-/ESF-Mitteln 
und der jeweilige Kofinanzierer übernimmt den verbleibenden Anteil von 
300 €/Teilnehmer/Monat ein Schuljahr lang. Die Mindestanzahl an Teilnehmerplätzen in der 
Produktionsschule.NRW beträgt für den Rechtskreis SGB VIII 12 Teilnehmer, bedingt durch 
den vorgegebenen Betreuungsschlüssel. Eine weitere Aufstockung der Teilnehmerzahl ist 
somit nur in 12er Schritten möglich. 

 

 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  20.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1853/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Regionales Bildungsnetzwerk 
 

Sachverhalt: 

1. Allgemeines 

Bereits im Jahr 2009 beschäftigte sich der Schulausschuss auf Antrag der CDU-
Kreistagsfraktion in seiner 17. Sitzung mit der Einrichtung eines Regionalen 
Bildungsnetzwerkes im Rhein-Kreis Neuss. Damals hatten 25 der 54 Kreise und kreisfreien 
Städte im Land Nordrhein-Westfalen Kooperationsverträge für die Einrichtung Regionaler 
Bildungswerke abgeschlossen. Nachdem sich der Schulausschuss in verschiedenen Sitzungen 
mit dem Thema befasst hatte, wurde die Absicht des Kreises, ein Regionales 
Bildungsnetzwerk zu errichten, auch in der Bürgermeisterkonferenz diskutiert. 
 
Letztlich hat der Rhein-Kreis Neuss zunächst davon abgesehen, ein Regionales 
Bildungsnetzwerk für den Rhein-Kreis Neuss zu initiieren. 
 
Zwischenzeitlich hat das Land Nordrhein-Westfalen mit 50 von 53 Kreisen und kreisfreien 
Städten Kooperationsvereinbarungen zur Einrichtung Regionaler Bildungsnetzwerke 
getroffen. 
 
Ziel der Vereinbarungen ist es, alle kommunalen, schulaufsichtlichen und gesellschaftlichen 
Kräfte vor Ort zur Unterstützung von Schulen zu bündeln. Durch Regionale 
Bildungsnetzwerke soll die Idee eines ganzheitlichen Bildungsverständnisses über alle 
Altersgrenzen hinweg, welches schulisches und außerschulisches Lernen in den Mittelpunkt 
stellt, gefördert werden. Eine systematische Kooperation der Bildungs-, Erziehungs- und 
Beratungssysteme im Sozialraum in der Bildungsregion soll eine bestmögliche Förderung von 
Kindern und Jugendlichen garantieren. Regionale Bildungsnetzwerke ermöglichen eine 
wirksame und effiziente Form der Kommunikation und Kooperation zwischen Schulen und 
ihren Bildungspartnern vor Ort, zwischen Kommunen und Schulaufsicht. Aus 35 
Bildungsregionen liegen bereits Evaluationsberichte vor, die in einer Expertise von Professor 
Rolff „Auswertung der Evaluation und Empfehlung zur Weiterentwicklung der Regionalen 
Bildungsnetzwerke in Nordrhein-Westfalen“ zusammengefasst wurden.  
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Die Bezirksregierung Düsseldorf hat nach der Veröffentlichung die Verwaltung erneut 
gebeten zu prüfen, ob nicht auch für den Rhein-Kreis Neuss ein Bildungsnetzwerk 
eingerichtet werden kann. 
 
Aufgrund des Evaluationsberichts hat sich herausgestellt, dass auch schlank aufgestellte 
Bildungsnetzwerke leistungsfähig sind. 
 
2. Organisation 
 
Die  Organisation soll klassisch gegliedert sein, mit der Bildungskonferenz, in der die 
Bildungsakteure des Kreises vertreten sind, dem Lenkungskreis und dem Bildungsbüro. Dem 
Bildungsbüro soll eine Mindeststruktur gegeben werden, mit einer halben Stelle für die 
Geschäftsführung und einer halben Stelle aus der Verwaltung des Rhein-Kreises Neuss. Eine 
zusätzliche pädagogische Stelle würde dann über das Land Nordrhein-Westfalen zur 
Verfügung gestellt. 
 
Zur Umsetzung der Aufgaben des Bildungsbüros müssten weiterhin Facharbeitskreise 
gebildet werden, die jeweils die Schwerpunktthemen des Bildungsnetzwerkes abdecken. 
Der Lenkungskreis sollte aus 8 Personen und dem Schuldezernenten des Rhein-Kreises 
Neuss bestehen. Dabei sollten im Lenkungskreis die pädagogische Leitung des 
Bildungsnetzwerks, Schulleiter, Vertreter der Kommunen, Vertreter der Lehrerschaft und 
Vertreter der Schulaufsicht Mitglied sein.  
 
In der Bildungskonferenz sollten die Bildungsakteure aus den Kommunen, Schulträger, 
Schulaufsicht, Schulen, Jugendämter, Beratungsstellen, Weiterbildungseinrichtungen, 
Wirtschaft und Hochschulen vertreten sein. 
 
3. Inhaltliche Ausrichtung 
 
Zur inhaltlichen Ausrichtung sollten folgende Schwerpunktthemen für den Rhein-Kreis Neuss 
festgelegt werden: 
 

1. Gemeinsame Schulentwicklungsplanung der Städte und Gemeinden und des Kreises 

unter Berücksichtigung von Inklusion und Integration. 

2. Der Übergang Schule-Beruf, unter besonderer Berücksichtigung der dualen 

Ausbildung und der Jugendlichen ohne Schulabschluss. 

3. Begabten- und individuelle Förderung.  

Hierzu sollten Facharbeitskreise eingerichtet werden, die sich mit den oben genannten 
Themen beschäftigen.  
 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Schulausschuss beauftragt die Verwaltung, Gespräche mit den Städten und Gemeinden 
zur Einrichtung eines Regionalen Bildungsnetzwerkes zu führen. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  19.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1849/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Inklusionsassistenz im offenen Ganztag 
 

Sachverhalt: 

Die igll-initiative beantragte mit Schreiben vom 14.09.2016, dass die Inklusionsassistenz im 
Offenen Ganztag im Schulausschuss beraten wird (Anlage 1). Der Vorsitzende hat das 
Thema auf die Tagesordnung des Schulausschusses am 06.10.2016 gesetzt. In der Sitzung 
wurde eine Stellungnahme der Sozialverwaltung vom 02.10.2016 als Tischvorlage verteilt 
(Anlage 1a). Auf Antrag der SPD-Kreistagsfraktion hat der Schulausschuss beschlossen, die 
Beratung des Tagesordnungspunktes und der ergänzenden Tischvorlage auf die nächste 
Sitzung des Schulausschusses zu vertagen. 
 
Die Verwaltung hat in der Vorlage zum Schulausschuss am 06.10.2016 (40/1593/XVI/2016) 
wie folgt zu dem Antrag Stellung genommen: 

„Die igll -  initiative gemeinsam leben & lernen e. V. hat mit Schreiben vom 14.09.2016 die 
Mitglieder des Kreisschulausschusses aufgefordert, sich in der Sitzung des Schulausschusses 
am 06.10.2016 mit der Problematik „Fehlende Inklusionsassistenz im Offenen Ganztag“ zu 
befassen und die Verwaltung zu beauftragen, für Kinder mit besonderem 
Unterstützungsbedarf im Gemeinsamen Unterricht die erforderliche Assistenz für den Besuch 
des Offenen Ganztags ab dem laufenden Schuljahr 2016/2017 sicherzustellen (Anlage 1). 

Bevor über den Antrag beraten werden kann, ist vom Schulausschuss zu entscheiden, ob er 
Beiträge von Dritten auf die Tagesordnung setzen und beraten möchte (§ 41 Abs. 5 
Kreisordnung NRW). 

Die Inklusionsassistenz zählt zur Eingliederungshilfe nach dem SGB XII bzw. SGB VIII und 
fällt damit in die Zuständigkeit des Sozial- und Gesundheitsausschusses bzw. des 
Jugendhilfeausschusses. Das Sozialamt des Rhein-Kreises Neuss hat deshalb ein Konzept zur 
Einführung eines Schulpools für den Rhein-Kreis Neuss erarbeitet, das jedoch nicht die 
Zustimmung aller Städte und Gemeinden gefunden hat. 

Zum Einsatz von Inklusionsassistenz an offenen Ganztagsschulen (OGS) verweist das 
Sozialamt auf das beigefügte Urteil des Landessozialgerichtes, in dem das Gericht über die 
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Nachmittagsbetreuung allerdings nicht an einer OGS entschieden hat (Anlage 2). Nach 
Auffassung des Gerichtes ist für jeden Fall individuell zu prüfen, ob in der 
Nachmittagsbetreuung die schulischen Belange im Vordergrund stehen. 

Bezüglich der Inklusionsassistenz bei einer seelischen Behinderung prüft das Jugendamt des 
Rhein-Kreises Neuss bereits heute individuell aufgrund eines Hilfeplanes, ob die 
Eingliederungshilfe im Wege einer Inklusionsassistenz am Nachmittag erforderlich und 
schulisch veranlasst ist. Dies entspricht der Praxis aller Jugendämter im Rhein-Kreis Neuss.“ 
 
 
 
 
 
 

Anlage 1 - Inklusionsassistenz igll 14.09.2016 
Anlage 1a - Inklusionsassistenz Stellungnahme Sozialverwaltung 02.10.2016 
Anlage 2 - Landessozialgericht NRW Urteil vom 17.03.2016 
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i g l l   -  Initiative gemeinsam leben & lernen e.V. 
Für Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung 

Der Vorstand 
Vorstandssprecherin: Antje Wiedemuth, Vorstandssprecher: Hermann-Josef Wienken 

 
Bankverbindung :    Stadtsparkasse Neuss, BLZ 300 500 00, Konto-Nr. 80055247 

                               BIC: WELA DE DN       IBAN: DE95 3055 0000 0080 0552 47 

 

i g l l   -  Initiative gemeinsam leben & lernen e.V. 
Für Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung 

Sternstr.71 - 41460 Neuss  � Tel. 02131-3690931  Fax 02131-3690932  �  www.igll.de  -  info@igll.de 
 

  

  
          

 

 

 

                  
igll e.V.   Sternstr. 71  41460 Neuss 
 

An die Mitglieder  

des Schulausschusses            

für den Rhein-Kreis Neuss  

 

 
 

 
           Neuss, 14.09.2016 
 
 
Fehlende Inklusionsassistenz im Offenen Ganztag  
Schulausschuss für den Rhein-Kreis Neuss, Sitzung 6. Oktober 2016 
 
 
 
Sehr  geehrte Damen und Herren,  
 
seit langem weist unsere Initiative auf die fehlende Inklusionsassistenz im Offenen Ganztag hin. 
  
Gegenüber Politik und Verwaltung haben wir die Problematik wiederholt dargelegt: Schülerinnen 
und Schüler des Gemeinsamen Unterrichts, die eine Inklusionsassistenz benötigen (und die im 
Vormittagsbereich gesichert ist), wird die Teilnahme am Offenen Ganztag verwehrt, weil im 
Rhein-Kreis Neuss für den Nachmittagsbereich keine Inklusionsassistenz bewilligt wird.  
An den Förderschulen des Rhein-Kreises Neuss mit Offenem Ganztag wird dagegen diese 
Assistenzleistung im Nachmittagsbereich selbstverständlich gewährt.  
 
In der Sondersitzung des Kreisschulausschusses am 17. August 2015 wurde von der Verwaltung 
in Aussicht gestellt, in einem Schul-Pool-Modell auch eine Inklusionsassistenz für den Offenen 
Ganztag vorzusehen. Dieses zwischenzeitlich erarbeitete Modell wurde von der Verwaltung 
zurückgestellt. Begründung: man müsse erst abwarten, welchem Sozialgesetzbuch diese 
Leistung im Rahmen des neuen Bundesteilhabegesetzes künftig zugeordnet werde.  
 
Mit dieser nicht haltbaren Begründung werden betroffene Eltern und deren Kinder auf den  
Sankt-Nimmerleins-Tag vertröstet. Deren Bedarf stellt sich aber hier und heute.  
Bereits heute praktizieren Kommunen (Düsseldorf, Köln) die zutreffende Rechtsauslegung der 
geltenden Bestimmungen und bewilligen die Inklusionsassistenz zum Besuch des Offenen 
Ganztags. Man braucht also nicht auf das Bundesteilhabegesetz zu warten.  

- 

Ö  6Ö  6

31



 

i g l l   -  Initiative gemeinsam leben & lernen e.V. 
Für Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung 

Der Vorstand 
Vorstandssprecherin: Antje Wiedemuth, Vorstandssprecher: Hermann-Josef Wienken 

 
Bankverbindung :    Stadtsparkasse Neuss, BLZ 300 500 00, Konto-Nr. 80055247 

                               BIC: WELA DE DN       IBAN: DE95 3055 0000 0080 0552 47 

 

 
 
 
Das künftige Bundesteilhabegesetz, dessen Entwurf derzeit in Bundestag und Bundesrat beraten 
wird, wird im Übrigen diese Unterstützungsleistung im § 112 vorsehen.  
 
Nicht nur die aktuell betroffenen Eltern und deren Kinder brauchen die Zusicherung der 
Inklusionsassistenz (ggf. auch als Gruppenassistenz), damit der Besuch des Offenen Ganztags 
möglich wird: für Eltern, die im Hinblick auf die Einschulung ihres Kindes mit besonderem 
Unterstützungsbedarf zum kommenden Schuljahr vor der Entscheidung stehen: „inklusive Schule 
oder Förderschule?“, ist ein wesentliches Entscheidungskriterium, ob in der inklusiven Schule 
auch der Besuch des Offenen Ganztags gesichert ist.  
 
In den vergangenen Wochen haben wir in Zusammenarbeit mit dem Inklusionsbüro für 
schulische Angelegenheiten in Dormagen, Grevenbroich und Neuss Informationsabende für 
Eltern zum Thema „Einschulung von Kindern mit besonderem Unterstützungsbedarf“ 
durchgeführt. Rund 80 betroffene Eltern nahmen an diesen Informationsabenden teil.  
Immer wieder wurde gefragt, ob bei der Entscheidung für eine inklusive Schule auch die 
Teilnahme des Kindes am Offenen Ganztag gesichert sei. Dies mussten wir leider verneinen. 
 
Wir haben die Eltern über die mehrjährigen Bemühungen unserer Initiative gegenüber Politik und 
Verwaltung und über die Praxis in anderen Kommunen informiert und darauf hingewiesen, dass 
es Aufgabe von Politik und Verwaltung ist, die Inklusionsassistenz im Offenen Ganztag zu regeln, 
damit Kinder mit besonderem Unterstützungsbedarf im Rhein-Kreis Neuss nicht länger vom 
Offenen Ganztag ausgesperrt bleiben. Wir haben den Eltern zugesichert, uns weiterhin dafür 
einzusetzen und sie zu informieren, wie Politik und Verwaltung dieser Aufgabe nachkommen.  
 
Wir fordern die Mitglieder des Kreisschulausschusses auf, sich in der Sitzung des  

Kreis-Schulausschusses am 6. Oktober 2016 mit der Problematik „Fehlende Inklusions-

assistenz im Offenen Ganztag“ zu befassen und die Verwaltung zu beauftragen, für Kinder 

mit besonderem Unterstützungsbedarf im Gemeinsamen Unterricht die erforderliche 

Assistenz für den Besuch des Offenen Ganztags ab dem laufenden Schuljahr 2016/2017 

sicherzustellen.   

 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
 
 
Antje Wiedemuth      Hermann-Josef Wienken  
Vorstandssprecherin      Vorstandssprecher  
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  18.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1838/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Schülerzahlen im Rhein-Kreis Neuss (Schuljahr 2016/2017) 
 

Sachverhalt: 

Im laufenden Schuljahr 2016/2017 waren zum Stichtag 15.10.2016 an den Schulen im 
Rhein-Kreis Neuss 58.984 Schülerinnen und Schüler angemeldet, 229 mehr als im Vorjahr (+ 
0,4 %). Zum ersten Mal seit 2005 ist die Schülerzahl wieder gestiegen. Hauptursachen sind 
die Geburtenentwicklung, neue Wohngebiete und die Zuwanderung schulpflichtiger 
Flüchtlinge. Im Oktober 2016 besuchten mehr als 1.500 schulpflichtige Flüchtlinge eine 
Schule im Rhein-Kreis Neuss (November 2015: rund 800). 
 

Eine Gesamtübersicht der Schülerzahlen im Rhein-Kreis Neuss ist als Anlage beigefügt. 
 

Die Schülerzahlen haben sich in den einzelnen Schulformen unterschiedlich entwickelt.  
 

Schulform  Schülerzahl  Entwicklung zum  
   2016/2017  Vorjahr   
Grundschule  16.586   + 2,6%    
Hauptschule      937   - 38,6%      
Förderschule    1.361   -   1,3%   
Realschule           4.840   - 12,8%    
Gymnasium  16.516   -   0,8%   
Gesamtschule    7.837   +15,6%  
Sekundarschule           1.063   -   0,2% 
ISR Internat. School     687   +  8,7% 
Berufskolleg    9.157   +  1,6% 
 
Der Umbruch in der Schullandschaft setzt sich fort. Die meisten Hauptschulen und 
Realschulen im Kreisgebiet laufen aus. Zwei Hauptschulen wurden zum Schuljahr 2016/2017 
geschlossen (je eine in Neuss und in Meerbusch). Von den verbliebenen 7 Hauptschulen im 
Kreisgebiet hat nur noch die Hauptschule Korschenbroich eine Eingangsklasse gebildet. Auch 
eine Realschule wurde zum Schuljahr 2016/2017 aufgelöst (in Neuss). Von den 12 
verbliebenen Realschulen im Kreis nehmen 6 keine neuen Schülerinnen und Schüler mehr 
auf.  
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Die Schülerzahl der im Aufbau befindlichen Sekundarschulen stagniert. Dies ist der Tatsache 
geschuldet, dass die Sekundarschule Jüchen zum Schuljahr 2016/2017 in eine Gesamtschule 
umgewandelt wurde. Mit dem weiteren Ausbau der Gesamtschulen werden vor dem 
Hintergrund der derzeit stabilen Schülerzahlen mittelfristig in der Sekundarstufe II möglicher 
Weise Überkapazitäten geschaffen, die Auswirkungen auf das bisherige Angebot der 
gymnasialen Oberstufe und des beruflichen Gymnasiums haben könnten.  
 
Erstmals seit 2003 ist die Schülerzahl an den Grundschulen gestiegen. Die Gymnasien 
hingegen verzeichneten einen leichten Rückgang der Schülerzahl. Die Schülerzahlen an den 
Förderschulen sind trotz Inklusion nur geringfügig gesunken. Die ISR International School on 
the Rhine konnte ihre Schülerzahl deutlich steigern. 
 
Die Schülerzahl an den Berufskollegs ist ebenfalls gestiegen. Während die dualen 
Bildungsgänge der Berufsschule sinkende Schülerzahlen verzeichneten (- 132), gab es einen 
deutlichen Zuwachs bei den Vollzeitbildungsgängen (+ 276). Dieser Anstieg beruht allerdings 
im Wesentlichen auf der Bildung Internationaler Förderklassen für schulpflichtige Migranten 
an allen vier Berufskollegs (+ 288).  
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  19.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1851/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Bildungs- und Studienkompass (Antrag der Kreistagsfraktionen von CDU 
und FDP) 
 

Sachverhalt: 

Nach Anregung der Kreistagsfraktionen CDU und FDP in der Sitzung des Schulausschusses 
am 23.02.2015 hat der Kreisausschuss am 17.03.2015 im Rahmen der Beratung des 
Wirtschaftsförderungskonzeptes „Berufliche Bildung und Hochschule im Rhein-Kreis Neuss“ 
die Verwaltung einstimmig beauftragt, einen Bildungs- und Studienkompass mit 
Ausbildungsmöglichkeiten im Handwerk zu erstellen. 
 
In der Sitzung des Schulausschusses am 15.02.2016 präsentierte die Verwaltung ein Konzept 
für den Bildungs- und Studienkompass, das vom Schulausschuss zur Kenntnis genommen 
wurde. 
 
Wie in der Sitzung des Schulausschusses am 06.10.2016 angekündigt, wurde der „Bildungs- 
und Studienkompass“ noch um Informationen zu den Gesundheitsberufen ergänzt. Die 
Broschüre ist als Anlage beigefügt. 
 
Der „Bildungs- und Studienkompass“ wurde an die weiterführenden Schulen sowie an 
Beratungseinrichtungen, die Schülerinnen und Schüler bei der Berufsorientierung 
unterstützen, verteilt (z. B. Berufsberatung der Arbeitsagentur). 
 
Im Internet ist die Broschüre unter http://rhein-kreis-neuss.de/bildungskompass verfügbar. 
 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Rhein-Kreis Neuss 
 

Neuss/Grevenbroich,  20.01.2017 

40 - Amt für Schulen und Kultur 

 

Sitzungsvorlage-Nr. 40/1854/XVI/2017 

 
 

Gremium Sitzungstermin  Behandlung 

Schulausschuss 06.02.2017 öffentlich 

 
  
 
 
Tagesordnungspunkt: 

Newsletter für Ausbildung und Schule (Antrag der Kreistagsfraktionen von 
CDU und FDP) 
 

Sachverhalt: 

Auf Antrag der Kreistagsfraktionen CDU und FDP hat der Schulausschuss in seiner Sitzung 
am 06.10.2016 über einen „Newsletter für Schule und Ausbildung“ beraten. Die Verwaltung 
wurde gebeten, in der nächsten Sitzung des Schulausschusses einen Vorschlag zur 
Umsetzung des Newsletters vorzulegen. 
 
Nach Recherchen der Verwaltung gibt es in NRW Newsletter zu schulischen Themen sowohl 
auf der Landes- als auch auf der kommunalen Ebene. Auf der Landesebene ist das Amtsblatt 
„Schule NRW“ auch als kostenpflichtiger Newsletter erhältlich. „Schule NRW“ enthält neben 
Informationen zu Gesetzesänderungen auch Fachaufsätze zu schulischen Themen. 
 
Die kommunalen Newsletter werden in der Regel von den Regionalen Bildungsnetzwerken 
herausgegeben, u. a. in den Kreisen Mettmann, Kleve, Wesel und Düren. Diese Kreise 
nutzen zusätzlich zum unmittelbaren Versand die Möglichkeit, den Newsletter über das 
Bildungsportal des Landes NRW zu versenden 
(http://www.regionale.bildungsnetzwerke.nrw.de/Regionale-Bildungsnetzwerke/Übersicht). 
Wer die Newsletter erhalten möchte, kann sich dort elektronisch anmelden. 
 
Die Newsletter informieren über 

 Aktuelles und Interessantes aus dem Bildungsbereich 
 Termine von Tagungen, Kongressen, Veranstaltungen 
 Projekte und Kooperationspartner. 

 
Manche Kommunen (z. B. die Stadt Mönchengladbach und die Städteregion Aachen) 
versenden ihre Newsletter ohne Bildungsportal. Sie haben einen festen Verteiler mit Grund- 
und weiterführenden Schulen in der Region und fügen themenspezifisch weitere 
Institutionen hinzu. Auf Wunsch können sich interessierte Bürgerinnen, Bürger und 
Institutionen jederzeit manuell zum Verteiler hinzufügen lassen. Die Newsletter können auch 
online abgerufen werden. 
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Die Verwaltung schlägt vor, den Newsletter für Ausbildung und Schule über das Regionale 
Bildungsnetzwerk zu erstellen, soweit dieses eingerichtet werden sollte. 

 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Schulausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis. 
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